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Tätigkeitsbericht 2017 der Heimaufsicht Berlin nach § 6 Abs. 5 

Wohnteilhabegesetz (WTG) 

1. Einleitung

Mit diesem Bericht erfüllt die Heimaufsichtsbehörde des Landes Berlin ihre Pflicht gemäß § 6 Abs. 
5 des Berliner Wohnteilhabegesetz (WTG), jährlich einen allgemeinen Tätigkeitsbericht über ihre 
Arbeit zu erstellen. 

Der vorliegende Bericht bezieht sich auf den Zeitraum vom 1. Januar 2017 bis 31. Dezember 2017. 
Er spiegelt die Aufgabenwahrnehmung sowie die gewonnenen Erkenntnisse wider, die unter 
Berücksichtigung datenschutzrechtlicher Bestimmungen dargestellt werden. 

Ziel ist einen nachvollziehbaren als auch einen für Außenstehende verständlichen Überblick über 
die Tätigkeiten der Heimaufsichtsbehörde Berlin zu vermitteln. Dieser Überblick steht nicht nur für 
Transparenz, sondern auch dafür, dass hilfebedürftige Menschen auf eine gute Pflege- und 
Betreuungsqualität im Land Berlin zählen können. 

2. Allgemeines zur Heimaufsicht

2.1.  Rechtliche Grundlagen 

Die Rechtsgrundlagen für die Tätigkeit der Berliner Heimaufsicht sind das Wohnteilhabegesetz 
(WTG) und die im Berichtzeitraum geltenden Rechtsverordnungen. 

Immer mehr Ältere, Pflegebedürftige und Menschen mit Behinderung nehmen Pflege- und 
Betreuungsleistungen in betreuten gemeinschaftlichen Wohnformen (stationäre Einrichtungen 
und Wohngemeinschaften) in Anspruch. Um sicherzustellen, dass sie gut gepflegt und betreut 
werden, und um ihnen Selbstbestimmung und Teilhabe zu ermöglichen, gibt es das 
Wohnteilhabegesetz (WTG) und die hierzu erlassenen folgenden Rechtsverordnungen: 

Rechtsverordnung Inkrafttreten 

Wohnteilhabe-Personalverordnung 
(WTG-PersV) 

1. August 2011

Wohnteilhabe-Bauverordnung 
(WTG-BauV) 

19. Oktober 2013

Wohnteilhabe- Mitwirkungsverordnung 
(WTG-MitwirkV) 

1. Januar 2017
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Das WTG und die dazugehörigen Verordnungen regeln die ordnungsrechtlichen Standards für die 
in betreuten gemeinschaftlichen Wohnformen tätigen Leistungserbringer. 

Die drei Rechtsverordnungen regeln folgende Mindeststandards: 

 über die personelle Ausstattung
 über die Qualität des Wohnens und des Aufenthalts in stationären Einrichtungen sowie
 über die Mitwirkung der Bewohnerinnen und Bewohner in stationären Einrichtungen

Im Berichtszeitraum 2017 trat die neue Wohnteilhabe-Mitwirkungsverordnung (WTG-MitwirkV) 
zum 1. Januar 2017 in Kraft, die die bis dahin geltende Heimmitwirkungsverordnung (HeimmwV) 
ersetzte. Die neue Wohnteilhabe-Mitwirkungsverordnung übernahm eine Reihe bewährter 
Regelungsinhalte aus der bisherigen Heimmitwirkungsverordnung.  

Die Wohnteilhabe-Mitwirkungsverordnung regelt im Detail die gemeinschaftlichen 
Mitwirkungsrechte der Bewohnerinnen und Bewohner stationärer Einrichtungen. Sie legt 
insbesondere die Verfahren zum Zustandekommen der Bewohnervertretungen fest sowie die 
Aufgaben und Pflichten der Bewohnervertretungen, der Einrichtungsträger und der Heimaufsicht. 
Darüber hinaus enthält sie auch Sonderregelungen für Kurzzeitpflegeeinrichtungen und Hospize. 

Mit der neuen Verordnung wurde die Grundlage für die Bildung von Bewohnerbeiräten erweitert.  
Danach kann der Bewohnerbeirat auch überwiegend oder ausschließlich aus externen Mitgliedern 
wie Angehörigen, gesetzlichen Vertretern oder sonstigen Vertrauenspersonen bestehen. Ferner 
enthält die Verordnung Neuerungen zur Zusammenarbeit zwischen Einrichtungsträgern und 
Bewohnerbeiräten sowie neue Pflichten für die Einrichtungsträger. Beispielsweise sollen die 
Einrichtungsträger, Bewohnerbeiräte sowie Wahlausschüsse schriftliche Informationen in 
verständlicher Art und Weise verfassen und den barrierefreien Zugang zu den Informationen 
gewährleisten.

2.2. Zuständige Behörde 

Nach § 27 Abs. 1 WTG ist die Aufsichtsbehörde das Landesamt für Gesundheit und Soziales Berlin 
(LAGeSo). Die Heimaufsicht wurde mit der Durchführung der Vollzugsaufgaben nach dem WTG und 
den dazugehörenden Rechtsverordnungen betraut. Sie ist für die gesamtstädtische 
Aufgabenwahrnehmung verantwortlich. Folglich ist sie für sämtliche Ordnungsaufgaben im Land 
Berlin nach dem WTG und seinen Verordnungen zuständig. 
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2.3. Personelle Ausstattung und Organisation  

Im Berichtsjahr 2017 verfügte die Heimaufsicht über insgesamt 24 Mitarbeiter(stellen) für die 
gesamte Aufgabenwahrnehmung nach dem WTG. 

Die Fachaufsicht über die Heimaufsicht wurde im Berichtsjahr 2017 durch die für Pflege und für 
Soziales zuständigen Senatsverwaltungen ausgeübt. 

AUFGABENBEREICH ANZAHL DER MITARBEITER 

VOR-ORT-KONTROLLEN UND SACHBEARBEITUNG 19 

GESCHÄFTSSTELLE 3 

LEITUNG 1 

IM ANDEREN BEREICH ABGEORDNET 1 

GESAMT 24 

2.4.  Anwendungsbereich 

Das WTG gilt für Wohnformen der stationären Einrichtungen und betreuten Wohngemeinschaften im 
Land Berlin.   

Sonstige Wohnformen werden in diesem Tätigkeitsbericht nicht erfasst. Dazu gehören insbesondere 
Wohnformen des sogenannten „Betreuten Wohnens“. Bei diesen Wohnformen werden neben der 
Überlassung von Wohnraum lediglich allgemeine bzw. geringfügige Unterstützungsleistungen (z.B. 
Notruf- und Hausmeisterdienste, Informations- und Beratungsleistungen oder die Vermittlung von 
Dienst- und Pflegeleistungen) angeboten. 

Pflege- und Betreuungsleistungen im Sinne von § 2 Absatz 4 WTG sind alle auf die Pflegebedürftigkeit 
ausgerichteten Verrichtungen, soweit sie nicht ausschließlich dem Bereich der hauswirtschaftlichen 
Versorgung oder der Verpflegung zuzuordnen sind. Anbieter, die nur hauswirtschaftliche Versorgung 
oder Verpflegung zur Verfügung stellen, sind daher keine Leistungserbringer im Sinne des WTG. 
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2.4.1. Stationäre Einrichtungen  

Das WTG gilt unter anderem für stationäre Einrichtungen. Stationäre Einrichtungen im Sinne von § 3 
WTG sind Wohnformen, die dem Zweck dienen, älteren, pflegebedürftigen oder behinderten 
volljährigen Menschen Raum zum Wohnen oder Aufenthalt gegen Entgelt zu überlassen sowie 
Betreuung und Verpflegung zur Verfügung zu stellen oder vorzuhalten. Dies bedeutet, dass ein 
Leistungserbringer bei stationären Einrichtungen als Einrichtungsträger über die Pflege- und 
Betreuungsleistungen hinaus auch Wohnraum zur Verfügung stellt. 

Im Folgenden sind die Arten der stationären Einrichtungen dargestellt:               

Stationäre Einrichtungen 

Für Pflegebedürftige

 werden gepflegt und betreut

Vollstationäre 

Langzeitpflegeeinrichtungen 

Vollstationäre 

Kurzzeitpflegeeinrichtungen 

Teilstationäre Tagespflegeeinrichtungen 

Hospize (stationär) 

Vollstationäre Wohneinrichtungen für 
ältere Menschen (Altenwohnheime, 
Altenheime) 

Für Menschen mit Behinderung

 werden betreut und ggf. gepflegt

Vollstationäre Einrichtungen der 
Eingliederungshilfe einschließlich sog. 
Außenwohngruppen für Menschen mit 
geistiger, körperlicher, oder mehrfacher 
Behinderung 

Vollstationäre  
Übergangswohnheime  
für Menschen mit seelischer Behinderung    
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2.4.2   Betreute Wohngemeinschaften 

Neben stationären Einrichtungen unterliegen nach § 4 WTG auch betreute Wohngemeinschaften für 
pflegebedürftige Menschen oder für Menschen mit Behinderung dem Anwendungsbereich des WTG. 
Für viele pflege- und betreuungsbedürftige Menschen stellt eine betreute Wohngemeinschaft eine 
Alternative zu einer stationären Einrichtung dar. Mit der Aufnahme von Wohngemeinschaften in den 
Anwendungsbereich des WTG wird dem besonderen Schutzbedürfnis auch von Nutzerinnen und 
Nutzern von Wohngemeinschaften Rechnung getragen.  

Nach § 14 WTG sind ambulante Pflegedienste verpflichtet, die Pflege-Wohngemeinschaften zu 
melden, in denen sie als Erbringer von Pflege- und Betreuungsleistungen tätig sind. Nach § 15 WTG 
teilt der überörtliche Träger der Sozialhilfe der Heimaufsicht die ihm bekannten Wohngemeinschaften 
für Menschen mit geistiger, körperlicher oder mehrfacher Behinderung sowie Menschen mit 
seelischer Behinderung mit. Bestimmte statistische Grunddaten aus den Meldungen bzw. 
Mitteilungen, die Wohngemeinschaften betreffen, sind in diesen Tätigkeitsbericht 2017 eingeflossen. 

Nachkommend sind die Arten der betreuten Wohngemeinschaften dargestellt: 

Betreute Wohngemeinschaften 

Für Pflegebedürftige 
(sog. Pflege-Wohngemeinschaften) 

 Nutzer/innen werden gepflegt 
und betreut 

 Pflege und Betreuung erfolgt 
durch einen ambulanten 
Pflegedienst  

 Gemeinsame Haushaltsführung  

Für Menschen mit Behinderungen 

 werden betreut und ggf. gepflegt 
 Gemeinsame Haushaltsführung 

Betreute Wohngemeinschaften für Pflegebedürftige 

In einer betreuten Wohngemeinschaft für pflegebedürftige Menschen (Pflege-Wohngemeinschaft) 
nach § 4 Abs. 1 WTG leben drei bis zwölf Nutzerinnen und Nutzer in einer Wohnung zusammen, wobei 
sie den Haushalt gemeinsam organisieren und Pflege- und Betreuungsleistungen bei 
Leistungserbringern ihrer Wahl eigenverantwortlich erwerben. Bei Pflege-Wohngemeinschaften 
gehört das Zur-Verfügung-Stellen von Wohnraum nicht zu den Leistungspflichten des Pflegedienstes. 
Bestehen begründete Zweifel, dass Beides aus der Hand eines Leistungserbringers bzw. ihm 
zuzuordnender Personen erbracht wird, so obliegt es der Heimaufsicht zu prüfen, ob es sich um eine 
betreute Pflege-Wohngemeinschaft handelt oder um eine stationäre Pflegeeinrichtung.  (siehe 3.6.4. 
Zuordnungsprüfungen) 
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Betreute Wohngemeinschaften für Menschen mit Behinderung 

Betreute Wohngemeinschaften für Menschen mit geistiger, körperlicher oder mehrfacher 
Behinderung sowie für Nutzerinnen und Nutzer mit seelischer Behinderung sind nach § 4 Abs. 2 WTG 
Wohnformen, bei denen Leistungen der sozialpädagogischen und therapeutischen Betreuung gegen 
Entgelt in Anspruch genommen werden. Sie dienen als Hilfen zum selbstständigen Wohnen und zur 
gleichberechtigten Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft. Es wird den Nutzerinnen und Nutzern die 
Möglichkeit gegeben, ihre Haushaltsführung gegebenenfalls unter Anleitung der Betreuer zu 
organisieren, wenn hierfür leistungsrechtliche Vereinbarungen nach dem Rahmenvertrag nach § 79 
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch bestehen. 

2.5. Übersicht der allgemeinen Aufgabenwahrnehmung 

Die Heimaufsicht hat die gesetzliche Aufgabe, ältere, pflegebedürftige oder behinderte volljährige 
Menschen in betreuten gemeinschaftlichen Wohnformen vor Beeinträchtigungen zu schützen und sie 
dabei zu unterstützen, ihre Interessen und Bedürfnisse durchzusetzen. 

Zu diesem Zweck nimmt die Heimaufsicht vielfältige und umfangreiche Aufgaben wahr, die 
nachstehend zusammengefasst werden. 

Vorschrift              Tätigkeiten 

§ 5 WTG
Die Behörde informiert und berät Personen mit berechtigtem Interesse in allen 
Angelegenheiten nach dem Wohnteilhabegesetz und den dazu gehörenden 
Rechtsverordnungen  

§ 13 WTG Erfassung von Anzeigen zu stationären Einrichtungen 

§ 14 WTG Erfassung von Meldungen zu Pflege-Wohngemeinschaften 

§ 15 WTG

Erfassung von Mitteilungen zu Wohngemeinschaften für Menschen mit geistiger, 
körperlicher oder mehrfacher Behinderung sowie Menschen mit seelischer 
Behinderung 
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§§ 17 und 18
WTG

Überwachung der tatbestandlichen Anforderungen der tätigen Leistungserbringer 
in den jeweiligen Wohnformen durch Regelprüfungen und anlassbezogenen 
Prüfungen (in Wohngemeinschaften nur anlassbezogene Prüfungen) 

§ 17 Abs. 5 Satz 1
WTG

   Durchführung von angemeldeten und unangemeldeten Prüfungen 

§ 21 WTG
Mängelbeseitigungsberatung der Leistungserbringer durch die Heimaufsicht bei 
festgestellten Mängeln 

§§ 22 bis 25 WTG
Erlass von Anordnungen zur Beseitigung von festgestellten Mängeln oder 
einer drohenden Beeinträchtigung des Bewohner- und Nutzerwohls und zur 
Durchsetzung der den Leistungserbringern obliegenden Pflichten 

§ 17 Abs. 13
i. V. m. § 6 Abs. 2
und 3 WTG

Erstellung und Veröffentlichung der Prüfberichte über die Ergebnisse der 
Prüfungen in verständlicher, übersichtlicher und in anonymisierter Form zur 
Erfüllung der Transparenzpflicht 

§ 19 WTG
Zuordnungsprüfungen bei begründeten Zweifeln an der Art der Wohnform für 
pflegebedürftige Menschen 

§ 28 WTG
und
§ 117 SGB XI

Zusammenarbeit mit Prüfinstanzen und Kostenträgern der Pflegeversicherung, 
Eingliederungs- und Sozialhilfe sowie dem Medizinischen Dienst der 
Krankenversicherung (MDK)  

3. Aufgabenschwerpunkte der Heimaufsicht

Schwerpunktmäßig ist die Heimaufsicht 2017 sowohl der ordnungsbehördlichen Aufsichtsprüfung 
(einschließlich Mängelbeseitigungsberatungen nach § 21 WTG) nachgegangen als auch in der 
allgemeinen Beratung nach § 5 WTG tätig gewesen. Zudem klärt die Heimaufsicht gründlich und 
zielgerichtet die Sachverhalte von Beschwerden auf. 
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Die Zusammenarbeit mit anderen Institutionen ist von besonderer Bedeutung für die erfolgreiche 
Arbeit der Heimaufsicht. Sie ergänzen sich in ihren Tätigkeiten, stimmen sich ab und tauschen 
Informationen zur Aufgabenerledigung aus.  

Die Aufgabenschwerpunkte der Heimaufsicht werden im Folgenden näher beschrieben, da sie zum 
Teil Gegenstand der darauffolgenden statistischen Angaben und Auswertungen sind. 

3.1. Zusammenarbeit und Kooperation 

Die Heimaufsicht arbeitet eng zusammen mit: 

 der Senatsverwaltung für Gesundheit, Pflege und Gleichstellung

 der Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales

 Kostenträgern der Pflegeversicherung

 dem Medizinischen Dienst der Krankenkasse

 dem Prüfdienst des Verbands der Privaten Krankenversicherung

 der Eingliederungshilfe

 der Sozialhilfe und

 weiteren Prüfinstanzen

Dieser Informationsaustausch und gemeinsame Absprachen über erforderliche Maßnahmen 
gewährleisten die Qualitätssicherung und die Beseitigung von Mängeln in den betreuten 
Wohnformen.  

Zur Durchführung dieser oben genannten Zusammenarbeit im Bereich der Pflege besteht hierfür ein 
festes Arbeitsgremium nach § 28 Abs. 4 i.V.m. Abs. 1 Nr.1 WTG.  

Zu dieser Arbeitsgemeinschaft (AG 28) gehören 

 vier Vertreter der gesetzlichen Pflegekassen

 ein Vertreter des Verbandes der Privaten Krankenversicherung

 zwei Vertreter des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung e. V. (MDK)

 drei Vertreter der für Pflege bzw. Soziales zuständigen Senatsverwaltung (einschließlich Träger

der Sozialhilfe)

 sowie drei Vertreter der Heimaufsicht

Den Vorsitz und die Geschäfte der “AG 28“ führt die Heimaufsicht. Die “AG 28“ tagt regelmäßig im 
Abstand von drei Monaten. Dabei erfolgt u. a. die Erörterung von Grundsatzfragen und besonderen 
Einzelangelegenheiten sowie ein Austausch über Prüfungsergebnisse zu WTG-Pflege-Wohnformen, 
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bei denen erhebliche Mängel festgestellt worden sind. Darüber hinaus findet zwischen den Sitzungen 
themen- bzw. fallbezogen ein regelmäßiger Informationsaustausch zwischen den Mitgliedern statt.  
 
Im Berichtsjahr 2017 bestand noch keine Arbeitsgemeinschaft nach § 28 Abs. 4 i. V. m. Abs. 1 Nr. 2 
WTG für die Wohnformen der Eingliederungshilfe. Am 12. Dezember 2017 erfolgte die Einladung zur 
ersten Sitzung am 17. Januar 2018. 
 
 

3.2.  Beratungen und Informationen (§ 5 WTG) 
 
Die allgemeine Beratung und Information unterschiedlicher Zielgruppen zum Wohnteilhabegesetz 
(WTG) und den dazugehörigen Rechtverordnungen ist ein wichtiger und wesentlicher Bestandteil der 
Tätigkeit der Heimaufsicht. Dazu gehören Personen, die ein berechtigtes Interesse haben, über die 
Rechte und Pflichten der Leistungsanbieterinnen und Leistungsanbieter informiert zu werden. 
 
Ein berechtigtes Interesse haben insbesondere folgende Gruppen: 
 
 Bewohnerinnen und Bewohner 
 Nutzerinnen und Nutzer 
 Angehörige und gesetzliche Vertreterinnen und Vertreter 
 Bewohnerbeiräte sowie Fürsprecherinnen und Fürsprecher 
 Personen, die in betreuten gemeinschaftlichen Wohnformen Leistungen erbringen oder 

künftig erbringen wollen 
 Bei Leistungserbringern beschäftigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

 
Themenschwerpunkte sind unter anderem: 
 
 Beratungen zur Pflegequalität 
 Beratungen zur Pflege-, Betreuungs- und Wohnqualität in betreuten gemeinschaftlichen 

Wohnformen 
 Beratungen und Information zu betreuten gemeinschaftlichen Wohnformen 
 Beratungen über die Rechte und Pflichten der Leistungserbringer 
 Beratungen über die Rechte und Pflichten der Bewohnerinnen und Bewohner 
 Beratungen über die Rechte und Pflichten der Nutzerinnen und Nutzer 
 Information zu Regelungen in Zivilverträgen, die mit Leistungserbringern abgeschlossen 

wurden (insbesondere nach dem Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz - WBVG)  
 bei stationären Einrichtungen Beratung und Information in Angelegenheiten der Mitwirkung 

nach der WTG-MitwirkV und in baulichen Angelegenheiten nach der WTG-BauV 
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Nachstehend werden die einzelnen Beratungs-/ Themenschwerpunkte tabellarisch dargestellt: 

Allgemeine 
Beratungen Darunter: 

Beratungen in 
Angelegenheiten 
der Mitwirkung 

Darunter: 
Beratungen in 

baulichen 
Angelegenheiten 

Darunter: 
Beratungen zu 

Personal-
anforderungen 

Rechts-
grundlagen 

 § 5 WTG  § 5 WTG

 Wohnteilhabe-
Mitwirkungs-
verordnung
(WTG-MitwirkV)

 § 5 WTG

 Wohnteilhabe-
Bauverordnung
(WTG-BauV)

 § 5 WTG

 Wohnteilhabe-
Personal-
verordnung
(WTG-PersV)

Zielgruppe 

 Bewohnerinnen und
Bewohner

 Nutzerinnen und
Nutzer

 Angehörige und
gesetzliche
Vertreter

 Leistungserbringer

 Sonstige
Interessierte

 Bewohnerinnen und
Bewohner

 Angehörige und
gesetzliche
Vertreter

 Einrichtungsträger

 Sonstige
Interessierte

 Vorrangig
Einrichtungs-
träger

 Sonstige
Interessierte

 Leistungserbrin
ger

 Bei Leistungs-
erbringern
beschäftigte
Mitarbeiter-
innen und
Mitarbeiter

 Bewerber/
innen

 Sonstige
Interessierte

Ziel 

 Ordnungsgemäße
Anwendung des
WTG

 Rechte und
Pflichten nach dem 
WTG 

 Ordnungsgemäße
Umsetzung der
Mitwirkungsrechte
der Bewohnerschaft

 die Bestellung von
Fürsprecher/innen

 die Information der
Bewohnerbeiräte
und
Vertrauenspersonen
über ihre Rechte
und Pflichten

 Ordnungs-
gemäße
Umsetzung der
baulichen
Vorschriften nach
WTG-BauV

 Sicherstellung
einer
angemessenen
Qualität des
Wohnens und
Aufenthalts in
den
Einrichtungen

 Ordnungs-
gemäße
Umsetzung der
WTG-PersV

 Sicherstellung
der fachlichen
und
persönlichen
Eignung des
eingesetzten
Personals
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3.3. Ergreifen von Maßnahmen durch die Heimaufsicht 

Für den Fall, dass bei einer Prüfung Mängel festgestellt werden (Abweichungen von den 
Anforderungen des WTG und der Rechtsverordnungen), setzt die Heimaufsicht bei den 
Leistungserbringern deren Beseitigung durch.  
Zur Mängelbeseitigung kommen gegenüber den Leistungserbringern ordnungsrechtliche 
Maßnahmen nach §§ 20 ff. WTG in Betracht.  

Nachstehend ist der Arbeitsprozess bei einer Mängelfeststellung dargestellt: 

Mängelfeststellung Bei erheblichem 
Mangel 

Beratung 
soll nach § 21 WTG ggf. mit 

Fristsetzung erfolgen 

Die Behörde kann nach Ermessen entscheiden 
zwischen:      

Anordnungen nach § 22 WTG

Untersagung 
nach       

§ 25 WTG

Belegungsstopp 
in stationären   
Einrichtungen 
nach § 24 WTG 

Beschäftigungsverbot 
nach § 23 WTG ggf. 

i.V.m. Einsetzung einer
kommissarischen

Leitung 

Mängelbeseitigung 
ist erfolgt 

Keine 
Mängelbeseitigung 
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Die Heimaufsicht entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen unter Berücksichtigung des 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit, welche Maßnahmen im Einzelfall ergriffen werden. Zunächst 
soll die Heimaufsicht grundsätzlich versuchen, im Wege der Beratung nach § 21 WTG darauf 
hinzuwirken, dass Mängel abgestellt und Beeinträchtigungen beseitigt werden.  

Wenn festgestellte Mängel auch nach Beratung und Fristablauf nicht abgestellt werden, sind 
Maßnahmen nach §§ 22 bis 25 WTG möglich. Die Maßnahmen nach §§ 22 bis 25 WTG sind 
Verwaltungsakte, d. h., Bescheide, die in unterschiedlicher Schwere in die Eigentums- und 
Freiheitsrechte der Leistungserbringer aus Artikel 14, 12 und 2 Absatz 1 Grundgesetz (GG)  
eingreifen. Der schwerste Eingriff ist die Untersagung nach § 25 WTG. Anordnungen zur 
Mängelbeseitigung nach § 22 WTG können auch mit dem Beschäftigungsverbot nach § 23 WTG 
verbunden werden.  

Gehen von den Mängeln erhebliche Gefahren für bedeutende Rechtsgüter aus, sind Maßnahmen nach 
§§ 22 bis 25 WTG auch ohne vorherige Beratung möglich. Durch die umfassenden Beratungen der
Heimaufsicht kann in den meisten Fällen auf ein weitergehendes ordnungsrechtliches Einschreiten
verzichtet werden, so dass die Zahl der Anordnungen/ Bescheide nach §§ 22 bis 25
Wohnteilhabgesetz sehr gering sind.

3.4. Ordnungswidrigkeitenverfahren 

Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig einen der aufgezählten Verstöße der 
nachfolgenden Tatbestände begangen hat. 

Tatbestände 
§ 31 WTG
§ 24 WTG-BauV
§ 10 WTG-PersV
§ 26 WTG-MitwirkV

Es muss also 
 das Vorliegen des Verstoßes gegen einen der aufgezählten Tatbestände feststehen
 das Vorliegen eines Verschuldens (vorsätzlich oder fahrlässig) vorliegen.
 eine Rechtswidrigkeit nachgewiesen werden, d.h. es dürfen keine

Rechtfertigungsgründe wie Notwehr oder Notstand gegeben sein.

Die Heimaufsicht als Verfolgungsbehörde handelt nach pflichtgemäßen Ermessen gemäß § 47 Absatz 
1 Satz 1 OWiG. Sie kann von der Verfolgung einer Ordnungswidrigkeit abzusehen, wenn sachliche 
Gesichtspunkte wie z.B. geringe Schuld dies rechtfertigen. 

Das Gesetz sieht verschiedene Möglichkeiten vor, unter Beachtung des pflichtgemäßen Ermessens auf 
die Begehung von Ordnungswidrigkeiten zu reagieren: 
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 Einstellung
 Verwarnungen nach § 56 OWIG (einschließlich Erhebung eines Verwarnungsgeldes),
 Geldbuße
 Androhung
 Aufklärung
 Beratung

Die Heimaufsicht hat 2017 auf Ordnungswidrigkeiten ausschließlich mit Bußgeldbescheiden 
reagiert. 

Nichtbefolgung der Anordnungen 

nach §§ 22 bis 24 WTG 

= Ordnungswidrigkeit 
Bußgeldverfahren von bis zu 10.000 Euro 
kann eingeleitet werden 

Nichtbefolgung der Anordnung 

nach § 25 WTG 

= Ordnungswidrigkeit 
  Bußgeldverfahren von bis zu 25.000 Euro 

kann eingeleitet werden 

3.5.   Umgang mit Beschwerden 

Trotz Information, Beratung und regelmäßiger Prüfung durch die Heimaufsicht und andere 
Prüfinstanzen kann es in betreuten gemeinschaftlichen Wohnformen zu Beeinträchtigungen oder 
Gefährdungen der Bewohnerinnen und Bewohner bzw. Nutzerinnen und Nutzer kommen. In diesem 
Fall können sich Betroffene an die Heimaufsicht als Anlaufstelle für Hinweise und Beschwerden 
werden.  

Die Berliner Heimaufsicht geht Hinweisen oder Beschwerden grundsätzlich immer nach und führt 
hierfür die notwendige und zielgerichtete Sachverhaltsaufklärung durch. Die Heimaufsicht klärt, ob 
und inwieweit WTG-relevante Sachverhalte betroffen und inwieweit weitere Schritte zu unternehmen 
sind. Sie entscheidet auch, ob und inwieweit eine weitergehende Prüfung in Form einer Vor-Ort-
Begehung einer betreuten Wohnform erforderlich ist. Durch das WTG ist die Heimaufsicht auch 
befugt, Beschwerden zu betreuten Wohngemeinschaften nachzugehen, da anlassbezogene 
Begehungen gemäß des Wohnteilhabegesetzes zulässig sind. 

Auf Wunsch werden Hinweise oder Beschwerden vertraulich behandelt, insbesondere dann, wenn die 
Betroffenen negative Auswirkungen für sich oder Angehörige befürchten. Ob und mit welcher 
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Nein 

Ja 

oder   oder 

2. Aufklärung

Ist ein WTG-relevanter Sachverhalt betroffen? Keine weiteren Schritte 
erforderlich ggf. Beratung 

Überprüfung des Sachverhalts auf Inhalt und 
Aussagekraft 

Vor-Ort 
 

Kontrolle 

Stellungnahme 
einfordern 

Beratung 

Entscheidung über weitere Schritte 

Intensität ggf. Ermittlungen aufgenommen werden, hängt von der Aussagekraft und Detailliertheit 
eines anonymen Hinweises ab.  

Im Bereich der Pflege gibt es Beschwerden, bei denen die Heimaufsicht die Pflegekassen informiert, 
die ihrerseits ggf. den MDK bzw. PKV-Prüfdienst einbinden. 

Nachstehend sind die Arbeitsschritte nach Eingang einer Beschwerde dargestellt: 

1. Beschwerdeeingang von
a) Angehörigen oder gesetzlichen Vertretern,
b) Bewohnerbeiräten oder Fürsprechern,
c) Bewohnern oder Nutzern,
d) Beschäftigten der Leistungserbringer,
e) Öffentlichen Stellen oder Kostenträgern (z.B. Bezirksämter, Pflegekassen),
f) Sonstigen Institutionen oder Personen,

die ihre Interessen und Rechte bzw. die Qualität in den Wohnformen
beeinträchtigt sehen

WTG-Tätigkeitsbericht 2017 
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3.6.  Prüfungen durch die Heimaufsicht  

3.6.1.    So prüft die Heimaufsicht - Das Prüfverfahren 

Ein weiterer Schwerpunkt der Tätigkeit der Heimaufsicht liegt in der Durchführung von regelmäßigen 
oder anlassbezogenen Prüfungen. Die Heimaufsicht prüft, ob Leistungserbringer die im WTG und in 
den dazu gehörenden Verordnungen festgelegten ordnungsrechtlichen Anforderungen einhalten und 
ob die Art der Wohnformen in den Geltungsbereich des WTG fallen. 

Nach § 17 Abs. 5 Satz 1 WTG können sowohl angemeldete als auch unangemeldete Prüfungen 
durchgeführt werden. Beiden Prüfformen kommt eine eigenständige Bedeutung zu. Die Berliner 
Heimaufsicht entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen über die Form der Prüfung. 

Je nach Art der Einrichtung können folgende Prüfungen erfolgen: 

Stationäre Einrichtungen 

§ 17 Abs. 3 WTG Regelprüfungen (einschl. Schwerpunktprüfungen) 

§ 17 Abs. 4 WTG Anlassbezogene Prüfungen 

§ 17 Abs. 5 WTG Angemeldete und unangemeldete Prüfungen 

Betreute Wohngemeinschaften 

§ 18 WTG Anlassbezogene Prüfungen (angemeldet und unangemeldet) 

Für die Durchführung von Prüfungen der Leistungserbringung geltend für alle Wohnformen nach dem 
WTG hat die Heimaufsicht im Einvernehmen mit der zuständigen Senatsverwaltung nach § 17 Abs. 14 
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WTG Prüfrichtlinien entwickelt. Diese legen die Kriterien für die Prüfungen, das Verfahren zur 
Durchführung der Prüfungen sowie für die Erstellung und Veröffentlichung von Prüfberichten fest. 

Die WTG-Prüfrichtlinien enthalten in Bezug auf Regelprüfungen in stationären Einrichtungen 
Fragenkataloge (Prüfbereich A./ Pflege; Prüfbereich B./ Eingliederungshilfe) mit konkreten 
Prüffragen. Die Prüfrichtlinien orientieren sich als verwaltungsinterne Prüf- und Arbeitshilfe für die 
Heimaufsicht an den ordnungsrechtlichen Vorgaben des WTG und der dazu gehörenden 
Verordnungen. Aspekte der Gefahrenabwehr und der Qualitätssicherung haben bei den Prüfungen der 
Heimaufsicht oberste Priorität. 

Die Prüfungen der Heimaufsicht konzentrieren sich vorrangig auf die Struktur- und Prozessqualität, 
also darauf, ob die äußeren Rahmenbedingungen vor allem für eine ordnungsgemäße Pflege und 
Betreuung sowie Teilhabe am Leben in der Gesellschaft und Selbstbestimmung erfüllt sind. Dazu 
gehört die Prüfung, ob ausreichend personelle und sächliche Mittel in den Einrichtungen vorhanden 
sind, um die notwendigen Aufgaben zu erfüllen bzw. ob Art, Umfang, Ablauf und Durchführung der 
Pflege und Betreuung den allgemein anerkannten Qualitätsstandards entsprechen. 

Bei Pflegewohnformen wird im Rahmen der Qualitätsprüfungen nach § 114 SGB XI auch die 
Ergebnisqualität kontrolliert, also der Pflege- und Betreuungszustand der Bewohnerinnen und 
Bewohner sowie die Wirksamkeit der eingeleiteten Pflege- und Betreuungsmaßnahmen. Prüfungen 
dieser Art werden von dem beauftragten Medizinischen Dienst der Krankenversicherung e.V. (MDK) 
bzw. durch den Prüfdienst der Privaten Krankenversicherung (PKV-Prüfdienst) wahrgenommen. Ist 
die Prüfung der Ergebnisqualität infolge einer eingegangenen Beschwerde bei der Heimaufsicht 
erforderlich, so stimmt sich die Heimaufsicht mit den Pflegekassenverbänden ab, ob von dort ein 
entsprechender Prüfauftrag an den MDK bzw. den PKV-Prüfdienst erfolgen kann. 

Ist dies nicht möglich, kann die Heimaufsicht in besonderen Einzelfällen externe Pflegesach-
verständige mit der Prüfung der Ergebnisqualität beauftragen, unter anderem auch dann, wenn nach 
Abstimmung mit den Pflegekassenverbänden eine Prüfung durch den MDK bzw. den PKV-Prüfdienst 
nicht erfolgt. 

3.6.2.   Prüfung stationärer Einrichtungen (§ 17 WTG) 

3.6.2.1. Regelprüfungen 

Die Heimaufsichtsbehörde führt in stationären Einrichtungen Regelprüfungen und anlassbezogene 
Prüfungen durch. Vollstationäre Einrichtungen, wie die Langzeitpflegeeinrichtungen, stationäre 
Einrichtungen für Menschen mit geistiger, körperlicher, seelischer oder mehrfacher Behinderungen, 
werden im regelmäßigen Abstand von höchstens einem Jahr überprüft.  
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Bei Einrichtungen der Kurzzeitpflege, teilstationären Einrichtungen der Tagespflege, stationären 
Hospize, und vollstationäre Einrichtungen für Einrichtungen für ältere Menschen (Altenheime und 
Altenwohnheime) finden wiederkehrende Regelprüfungen im Abstand von höchsten drei Jahren statt.  

Den durchzuführenden Regelprüfungen liegen die WTG-Prüfrichtlinien zu Grunde. Insbesondere 
werden hieraus die beiden Prüffragenkataloge, die konkret zu stellende Fragen beinhalten, 
herangezogen. Für stationäre Pflegeeinrichtungen umfasst der Prüffragenkatalog derzeit 
unverändert 21 Kapitel mit insgesamt 854 Prüffragen und für stationäre Einrichtungen für Menschen 
mit Behinderungen derzeit 17 Kapitel mit 613 Fragen. Es ist bei Regelprüfungen nicht möglich den 
gesamten Teil des Fragekataloges zu prüfen. Die Gesamtheit aller Kapitel und Prüffragen wird über 
mehrere Regelprüfungen hinweg geprüft. 

 

3.6.2.2.  Anlassprüfungen 

Darüber hinaus kann die Heimaufsicht nach § 17 Abs. 4 WTG stationäre Einrichtungen prüfen, wenn 
Hinweise auf Mängel vorliegen oder wenn festgestellt werden soll, ob Maßnahmen nach den §§ 20 bis 
25 WTG beachtet werden (anlassbezogene Prüfungen). Insofern unterliegen Anlassprüfungen anders 
als Regelprüfungen keinen festgelegten zeitlichen Abständen, sondern sind vielmehr 
situationsabhängig. 

Bei stationären Pflegeeinrichtungen werden der Heimaufsicht die Prüfberichte des MDK bzw. des PKV-
Prüfdienstes aufgrund der Regelungen des § 28 WTG zugeleitet und von ihr unter ordnungs-
rechtlichen Aspekten ausgewertet. Sofern erforderlich, ergreift die Heimaufsicht auch auf Basis dieser 
Prüferkenntnisse ordnungsrechtliche Maßnahmen. 

Zusätzlich führt die Heimaufsicht angemeldete und unangemeldete Schwerpunktprüfungen durch. 
Diese sind immer anlassbezogen infolge von Beschwerden oder Hinweisen auf Mängel. Bei einer Vor-
Ort-Begehung konzentriert sich die Prüfung auf ein bestimmtes Themengebiet.  
 
Themengebiete hierfür können zum Beispiel sein: 
 Personaleinsatz in den Einrichtungen 
 Medikamentenvergabe 
 Hygiene 
 Freiheitsentziehende Maßnahmen  
 Pflege-und Betreuungsqualität 

 

 

 

Was wird wann und wie geprüft?  (siehe nächste Abbildung) 
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Stationäre Einrichtungen 
 

Einrichtung Regelprüfungen Wann? 
Anlassbezogene 

Prüfungen 
Wann? 

 
Vollstationäre 
Einrichtungen der 
Langzeitpflege 
 

  
Regelmäßig im 

Abstand von 
höchstens einem 

Jahr 
 

Vollprüfung aller 
Kapitel innerhalb 
von fünf Jahren 

  
Wenn Hinweise auf 
Mängel vorliegen 
(z.B. Beschwerde) 

oder 
Feststellung ob 

Maßnahmen nach 
§§ 20 bis 25 WTG 

eingehalten werden 

 
Vollstationäre 
Einrichtungen für 
Menschen mit 
Behinderungen 
 

 
Einrichtungen der  
Kurzzeitpflege 
 

  

 
Regelmäßig im 

Abstand von 
höchstens drei 

Jahren 
 

Vollprüfung aller 
Kapitel innerhalb 
von sechs Jahren 

  
Wenn Hinweise auf 
Mängel vorliegen 
(z.B. Beschwerde) 

oder 
Feststellung ob 

Maßnahmen nach 
§§ 20 bis 25 WTG 

eingehalten werden 

 
Vollstationäre 
Einrichtungen für 
ältere Menschen 
 

 
Teilstationäre 
Einrichtung der  
Tagespflege 
 

 
Stationäre Hospize 

 

 

3.6.3.   Prüfung bei betreuten Wohngemeinschaften (§ 18 WTG) 
3.6.3.1. Anlassprüfungen 

Im Gegensatz zu stationären Einrichtungen werden betreute Wohngemeinschaften nicht regelmäßig, 
sondern anlassbezogen geprüft. Eine Prüfung erfolgt nur, sofern die Heimaufsicht Hinweise auf 
Mängel bei der Leistungserbringung erhält. Die Heimaufsicht entscheidet nach pflichtgemäßem 
Ermessen über die Durchführung einer anlassbezogenen Prüfung. Sofern eine Vor-Ort-Prüfung 
erforderlich ist, darf die Heimaufsicht grundsätzlich nur mit Zustimmung der Nutzerinnen und Nutzer 
als Hausrechtsinhaber die Räumlichkeiten der Wohngemeinschaft betreten und die 
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Leistungserbringung prüfen. Zur Abwendung einer dringenden Gefahr für die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung ist eine Zustimmung der Nutzerinnen und Nutzer nicht erforderlich. 

Was wird wann und wie geprüft? (siehe nächste Abbildung) 

Betreute Wohngemeinschaften 

Art der 
Wohngemeinschaft 

Regelprüfungen Wann? 
Anlassbezogene 

Prüfungen 
Wann? 

Wohngemeinschaft für 
Pflegebedürftige 

  

Wenn Hinweise auf 
Mängel vorliegen 
(z.B. Beschwerde) 

oder 

Feststellung ob 
Maßnahmen nach 
§§ 20 bis 25 WTG

eingehalten werden

Wohngemeinschaft für 
Menschen mit 
Behinderungen 

3.6.4. Zuordnungsprüfungen bei Wohnformen für pflegebedürftige Menschen 

Bei Pflege-Wohngemeinschaften gehört das Zur-Verfügung-Stellen von Wohnraum nicht zu den 
Leistungspflichten des Pflegedienstes. Hier werden lediglich Pflege- und Betreuungsleistungen durch 
den ambulanten Pflegedienst in der Wohngemeinschaft erbracht. 

Wenn es Hinweise darauf gibt, dass Wohnraum gemeinsam mit der Pflege-und Betreuungsleistung 
aus einer Hand angeboten wird, so muss die Heimaufsicht prüfen, ob es sich bei der vorliegenden 
Wohnform um eine stationäre Einrichtung nach § 3 WTG, eine betreute Wohngemeinschaft nach § 4 
Abs. 1 WTG oder ggf. um eine sonstige Pflege-Wohnform außerhalb des Anwendungsbereiches des 
WTG handelt. 
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4. Daten der Wohnformen nach WTG

4.1. Grunddaten der stationären Einrichtungen nach § 3 WTG

4.1.1. Entwicklung der Grunddaten von 2012 bis 2017

428 428 428 428 425 429

150 150 150 152 154 155

2012 2013 2014 2015 2016 2017

Entwicklung der Anzahl stationärer Einrichtungen für 
Pflegebedürftige und Menschen mit Behinderungen

Einrichtungen für Pflegebedürftige Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen

Gesamtanzahl der stationären   
Einrichtungen und Plätze 2017 584 39.539 

4.1.2  Bestandszahlen und Bewohnerplätze 2017 
4.1.2.1. Stationäre Einrichtungen für pflegebedürftige Menschen 

Stationäre Einrichtungen 

Anzahl der 

Einrichtungen 

Angezeigte 

Bewohnerplätze 

für Pflegebedürftige 

429 35.750 
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291

20

95

15 8

Anzahl der 429 Einrichtungen für Pflegebedüftige 2017

vollstationäre Langzeiteinrichtungen

vollstationäre Kurzzeitpflegeeinrichtungen

Tagespflegeeinrichtungen

stationäre Hospize

Einrichtungen für ältere Menschen (Altenheime,
Altenwohnheime)

33.256

391

1.880
223

Angezeigte 35.750 Bewohnerplätze 2017

vollstationäre Langzeiteinrichtungen

vollstationäre Kurzzeitpflegeeinrichtungen

Tagespflegeeinrichtungen

stationäre Hospize

Einrichtungen für ältere Menschen (Altenheime,
Altenwohnheime) *

 

* Wegen der variablen Bewohnerschaft werden bei diesen Einrichtungen keine Platzzahlen erfasst. Hier sind nicht alle Bewohner 
Pflegebedürftig und es werden Apartments zur Verfügung gestellt, die über eine pflegebedürftige Person hinaus auch von einer 
nichtpflegebedürftigen Person bewohnt werden können. 

 

4.1.2.2.   Stationäre Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen 

 
 

Stationäre Einrichtungen  
für Menschen mit 

Behinderungen 
 

Anzahl der 

Einrichtungen 

Angezeigte 

Bewohnerplätze 

 

 

155 

 

 

3.789 
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146

9

155 Einrichtungen für Menschen 
mit Behinderungen 2017 

EGH * oder Einrichtungsteile für Menschen mit
geistiger, körperlicher oder mehrfacher
Behinderung
EGH * für Menschen mit seelischer Behinderung
(sog. Übergangswohnheime)

*Einrichtungen der Eingliederungshilfe

3.586

203

3.789 angezeigte 
Bewohnerplätze 2017

EGH* oder Einrichtungsteile für Menschen mit
geistiger, körperlicher oder mehrfacher
Behinderung
EGH* für Menschen mit seelischer Behinderung
(sog. Übergangswohnheime)

*Einrichtungen der Eingliederungshilfe

4.1.3. Schließungen und Untersagungen 

Anzahl der geschlossenen 
Einrichtungen 2017

Anzahl
der Einrichtungen 

Angezeigte        
Bewohnerplätze 

Schließung durch Träger 3 56 

Gesamt 3 56 

4.1.4. Inbetriebnahmen neuer stationärer Einrichtungen 2017 

Anzahl der eröffneten 
Einrichtungen 2017

Anzahl
der Einrichtungen 

Angezeigte         
Bewohnerplätze 

Vollstationäre 
Langzeitpflegeeinrichtungen 4 627 
Teilstationäre 
Tagespflegeeinrichtungen 3 60 

Stationäre Hospize 1 16 

Gesamt 8 703 
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4.2. Grunddaten der betreuten Wohngemeinschaften nach § 4 WTG 
4.2.1. Wohngemeinschaften für pflegebedürftige Menschen  

645

14

Bestandszahlen der 
Wohngemeinschaften für 

Pflegebedürftige

gemeldete Wohngemeinschaften

aufgelöste Wohngemeinschaften

 

4884

96

Anzahl der 
Nutzerplätze

gemeldete Platzzahl insgesamt

gemeldete Platzzahl der aufgelösten
Wohngemeinschaften

4.2.2. Entwicklung der Anzahl der Wohngemeinschaften für pflegebedürftige Menschen 

Anzahl der neuen Wohngemeinschaften 2017       40 

42 38 36 33 46 4011 4 16 7 16 14

509 543 563 589 619 645

2012 2013 2014 2015 2016 2017

Entwicklung der Anzahl Wohngemeinschaften für 
pflegebedürftige Menschen

Neue Wohngemeinschaften

Aufgelöste Wohngemeinschaften

Wohngemeinschaften für Pflegebedürftige insgesamt
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Aus dem vorstehendem Diagramm ergibt sich, dass die Anzahl der Pflege-Wohngemeinschaften stetig 
zunimmt. Damit ist für die Heimaufsicht ein zunehmender Aufwand verbunden.   

4.2.3. Wohngemeinschaften für Menschen mit Behinderungen nach § 4 Abs. 2 WTG 

Die oben aufgeführten Zahlen beziehen sich auf den Stand vom 01.01.2017 (Quelle: Statistik 
Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales). 

5. Statistische Angaben zu den Aufgabenschwerpunkten

5.1. Beratungen nah § 5 WTG 

Im Folgenden wurden keine Beratungstätigkeiten erfasst, die Bestandteil anderer erfasster 
Tätigkeiten der Heimaufsicht sind, z.B. Beratungen oder Mängelbeseitigungsberatungen in 
mündlicher oder schriftlicher Form im Zusammenhang mit einer Prüfung von betreuten 
gemeinschaftlichen Wohnformen nach § 17 oder § 18 WTG.  
Eine erfasste Beratung bezieht sich auf einen Gegenstand oder ein Ereignis (z.B. Wohn- und 
Betreuungsvertrag, Entgelterhöhung) und/oder auf einen Empfängerkreis (z.B. eine/n Bewohner/in 
bzw. der gesetzlichen Vertretung, einen Leistungserbringer und seine Beschäftigten). 

335

499

Bestandszahlen der 
Wohngemeinschften für 

Menschen mit Behinderung

Wohngemeinschaften für Menschen mit
geistiger, körperlicher oder mehrfacher
Behinderung

Wohngemeinschaften für Menschen mit
seelischer Behinderung

1922

7046

Anzahl der 
Nutzerplätze

 Wohngemeinschaften für Menschen
mit geistiger, körperlicher oder
mehrfacher Behinderung

Wohngemeinschaften für Menschen mit
seelischer Behinderung
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417

267

219

257

143

104

64
39 32 30 18 10 6 0

Anzahl der Beratungen und ihre Gründe 2017

*FEM=Freiheitsentziehende Maßnahmen

Zum 1. Januar 2017 trat die neue Wohnteilhabe-Mitwirkungsverordnung in Kraft. Die 
Einrichtungsträger wurden schon vor Inkrafttreten über die damit verbundenen Änderungen 
informiert, so dass die meisten Anfragen und der Bedarf nach Information und Beratung zu diesem 
Themengebiet (Rechte/Pflichten der Bewohner, Fürsprecher, Beiratswahl) schon in 2016 angefiel. 
Diese Tatsache erklärt den gravierenden Anstieg der Beratungszahlen in 2016. In 2017 erlangte der 
Beratungsbedarf wieder den Durchschnitt der Jahre vor 2016. 

Jahr 2012 2013 2014 2015 2016 2017 
Anzahl der 
Beratungen 1.686 1.655 1.683 1.466 2.023 1.606 

      Gleichbleibend              Gesunken             Gestiegen 

Gesamtanzahl der Beratungen 2017 1.606
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Bei  den Beratungen im Zusammenhang mit stationären Einrichtungen nach § 5 Abs. 1 WTG waren 

die wichtigsten Schwerpunkte:  

Wohn- und Betreuungsverträge; Entgelterhöhungen; Freihaltegeldregelung; Kündigung von Wohn- 
und Betreuungsverträgen; Fragen zum Einrichtungswechsel; Durchführung von 
Bewohnerbeiratswahlen; Bestellung von Bewohnerfürsprechern; Rechte und Pflichten der 
Bewohnerbeiräte/-fürsprecher; Unterbringung von Angehörigen; Pflegequalität; 
Personalausstattung/ -einsatz; Neubauvorhaben; Umbaupläne bestehender Einrichtungen; 
Umstrukturierungen; Anforderungen an den Einrichtungsbetrieb; Übernahme bestehender 
Einrichtungen. 

Die Beratungen bezogen sich ausschließlich auf Pflege-Wohngemeinschaften. 

Abgrenzung zwischen Einrichtungen und Wohngemeinschaften; Pflichten der Leistungserbringer; 
Selbstbestimmung der Nutzerinnen und Nutzer in Wohngemeinschaften; Pflege- und 
Betreuungsqualität, Einsatz von Pflegefachkräften/Nichtfachkräften, bauliche Anforderungen an 
Wohngemeinschaften.  

5.2. Beschwerden in Bezug auf sämtliche betreute gemeinschaftliche Wohnformen 

260
328

2016 2017

Anzahl der eingegangenen Beschwerden 
in 2016 und 2017 insgesamt

Bei den Beratungen im Zusammenhang mit Wohngemeinschaften nach § 5 Abs. 2 WTG waren die 
wichtigsten Schwerpunkte:  
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150

55

22
30

6

37
28

ANGEHÖRIGER ANONYM BETREUER BEWOHNER BEIRAT/FS* PERSONAL SONSTIGE

Verteilung der Beschwerdeführer 2017

* FS=Fürsprecher

Beschwerden richten sich auf die Beseitigung eines konkret benannten oder vermeintlichen 
Missstandes. Anfragen fallen nicht hierunter. 

Eine Vielzahl von Beschwerden konnte in der Praxis weder als richtig bewiesen noch als falsch 
bestätigt werden, z.B., weil sie anonym eingereicht wurden und somit Nachfragen zur genaueren 
Klärung der Angaben nicht möglich waren. Häufig wurden Beschwerdepunkte pauschal angeführt, 
sodass eine Überprüfung von konkreten Sachverhalten nicht möglich war.  
In einer Vielzahl von Fällen ließen sich im Nachhinein angeführte Beschwerdeinhalte nicht mehr 
überprüfen, z.B., weil der/die Bewohner/in bereits aus der Einrichtung ausgezogen war. 

5.3. Prüfungen stationärer Einrichtungen nach § 17 WTG 

Erfasst wurden nur Prüfungen der Einrichtungen vor Ort, nicht jedoch Vorermittlungen am 
Arbeitsplatz der Prüferinnen und Prüfer. 

Beratungen im Zusammenhang mit Prüfungen oder im Anschluss an Prüfungen, ggf. auch vor Ort, 
Auswertungen von Unterlagen etc. mit zeitlichem und inhaltlichem Zusammenhang zur ersten 
Prüfung vor Ort wurden nicht gesondert gezählt. Überwachungen vor Ort an mehreren Tagen mit 
zeitlichem und inhaltlichem Zusammenhang zählten nur als eine Überwachung. 
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584
463

45

Gesamtzahl der stationären Einrichtungen Anzahl der Prüfungen gesamt

Anzahl der durchgeführten Regel-und Anlassprüfungen in 
stationären Einrichtungen 

Anlassprüfungen

Regelprüfungen

503

30

Angemeldete und 
unangemeldete Prüfungen

2016

angemeldet 94,38 % unangemeldet 5,62 %

422

86

Angemeldete und 
unangemeldete Prüfungen 

2017

angemeldet 82,8 % unangemeldet 17,2 %

Prüfungen in 2016 insgesamt: 533 Prüfungen in 2017 insgesamt: 508
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*Einrichtungen der Eingliederungshilfe

*Einrichtungen der Eingliederungshilfe
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Anzahl der Regelprüfungen 2017 

angemeldet

unangemeldet

6
1 1
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Davon: Anzahl der Anlassprüfungen 2017

angemeldet
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5.4. Prüfungen betreuter Wohngemeinschaften nach § 18 WTG 

 

 
 
 

1

11

Wohngemeinschaften für
pflegebedürftige Menschen

Wohngemeinschaften für Menschen mit
Behinderungen

Wohngemeinschaften für Menschen mit
seelischer Behinderung

Anzahl der Anlassprüfungen 2017

angemeldet unangemeldet

5.5. Anzahl der Mängel und ihre Arten  

Anzahl der vorgefundenen Mängel in 42 Einrichtungen                                                    66 
 
Nachstehende Mängelarten wurden schwerpunktmäßig in stationären Einrichtungen für 
pflegebedürftige Menschen vorgefunden. 
 

 
 

3

8

19

10

4
6 7

3
1 1

4

Anzahl und Arten der vorgefundenen 66 Mängel durch die 
Heimaufsicht

0 0 
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Die Heimaufsicht hat die Leistungserbringer zu den insgesamt 66 Mängeln in den meisten Fällen 
zunächst beraten. Fast immer konnten hierdurch die Mängel beseitigt werden. Lediglich in wenigen 
Fällen mussten Anordnungen erlassen oder Bußgelder verhängt werden. 

In 19 Fällen (28,8%) wurden Mängel hinsichtlich der quantitativen und qualitativen Ausstattung mit 
Personal festgestellt. Die Fachkraftquote von mindestens 50% wurde in einigen Fällen unterschritten. 
In einigen Fällen wurde die Fachkraftquote erfüllt, aber das Personalsoll insgesamt nicht erreicht. Die 
Fortbildung von Pflegekräften war vielfach nicht oder nicht ausreichend gesichert.  
Weitere Mängel wurden in der Arbeitsorganisation (10 Fälle= 15,3%), bei der Führung der Pflege- und 
Betreuungsdokumentation (8 Fälle = 12,1 %) erkannt.  

Die Einhaltung der Fachkraftquote in 295 vollstationären Langzeitpflegeeinrichtungen stellte sich wie 
folgt dar:  

Fachkraftquote Anzahl der Einrichtungen 
>50 % 237 
45% bis 50% 41 
40% bis 45% 15 
<40% 2 

5.6. Ergriffene Maßnahmen bei Mängelfeststellungen in Wohnformen (§ 20 WTG) 

Zur Beseitigung festgestellter Mängel hat die Heimaufsicht im Einzelnen folgende Maßnahmen 
ergriffen: 

Mängelberatungen nach § 21 WTG 
Anzahl der Mängelberatungen (mündlich und/oder schriftlich) 66 

Die nachstehenden Bescheide wurden ausschließlich im Zusammenhang mit stationären 
Einrichtungenerlassen. 

Anordnungen/ Bescheide nach §§ 22 bis 25 sowie §31 WTG 
Anordnungen zur Mängelbeseitigung nach § 22 WTG 2 
Beschäftigungsverbote nach § 23 keine 
Belegungsstopps nach § 24 1 
Untersagungen nach § 25 keine 
Bußgeldbescheide nach § 31 WTG wegen festgestellter Ordnungswidrigkeiten 4 

Anordnungen 



34 

WTG-Tätigkeitsbericht 2017 

Die Heimaufsicht musste wegen unrechtmäßiger Anwendung von freiheitsentziehenden Maßnahmen 
(Hochziehen von Bettgittern) gegen einen Einrichtungsträger eine ordnungsbehördliche Anordnung 
treffen. Somit wurde der Einrichtungsträger verpflichtet, die Anwendung sofort zu unterlassen bzw. 
die rechtlichen Voraussetzungen zu schaffen (richterliche Beschlüsse). Für den Fall der 
Zuwiderhandlung gegen diese Anordnung wurde ein Zwangsgeld angedroht. 

Der Einrichtungsträger hat sofort nach der Anordnung reagiert und die Anwendung ungenehmigter 
freiheitsentziehender Maßnahmen nachweislich unterlassen. Auch hier hat die Heimaufsicht durch 
eingehende Beratungen den Entwicklungsprozess begleitet und die Lebenssituation der betroffenen 
Bewohnerinnen und Bewohner positiv beeinflusst. 

Eine weitere Anordnung erfolgte in einer Einrichtung, nachdem ein Mangel festgestellt wurde und 
dieser zunächst seitens des Leistungserbringers nicht beseitigt wurde. Es konnte in einer 
unangemeldeten Prüfung nachgewiesen werden, dass der Einrichtungsträger gegen § 8 Abs. 4 WTG-
PersV verstoßen hat. Dieser besagt, dass in vollstationären Pflegeeinrichtungen zu jeder Tages- und 
Nachtzeit mindestens eine Pflegefachkraft anwesend sein muss. Vom verantwortlichen 
Leistungserbringer wurde mitgeteilt, dass in den Nachtschichten aufgrund eines zu derzeit strukturell 
bestehenden Pflegefachkräftemangels keine Fachkräfte vor Ort waren.  Eine Fachkraft war lediglich 
zu Hause telefonisch durchgehend erreichbar, die im Notfall vor Ort hätte sein können. 

Dieser Gesetzesverstoß stellt einen gravierenden Mangel im Sinne des WTG dar, aus denen sich eine 
Gefahr für Leib und Leben der Bewohnerinnen und Bewohner der stationären Pflegeeinrichtung 
ergeben kann. Es ist mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit damit zu rechnen, dass großer Schaden 
eintreten kann, wenn keine Pflegefachkräfte vor Ort eingesetzt werden. Somit ordnete die 
Heimaufsicht an, diesen Mangel unverzüglich zu beheben. 

Der Leistungserbringer hat auf die Anordnung reagiert und hat nachweislich und dauerhaft eine 
Fachkraft im Nachdienst eingesetzt. 

Belegungsstopp 

Die Heimaufsicht musste aufgrund gravierender Qualitätsdefizite in einer Einrichtung einen 
mehrmonatigen Belegungsstopp verhängen, d.h. dass die Einrichtung keine neuen Bewohnerinnen 
und Bewohner aufnehmen durfte bis die Mängel nachweislich abgestellt wurden und eine den 
gesetzlichen und leistungsrechtlichen Vorgaben entsprechende Pflege und Betreuung sichergestellt 
war. Der Einrichtungsträger hat aufgrund dieser ordnungsbehördlichen Maßnahme erfolgreich 
erhebliche Anstrengungen zur Qualitätsverbesserung unternommen, sodass der Belegungsstopp 
nicht verlängert werden musste. Diesen Prozess hat die Heimaufsicht intensiv begleitet.  

Ordnungswidrigkeitsverfahren 

In 2017 konnte ein seit 2016 beim zuständigen Amtsgericht anhängiges Ordnungswidrigkeiten-
verfahren gegen einen Einrichtungsträger erfolgreich abgeschlossen werden. Der Einrichtungsträger 
hatte gegen Regelungen der WTG-Personalverordnung verstoßen und die Dienste nicht durchgängig 
ordnungsgemäß besetzt. Der Verstoß und die Zahlung eines Bußgeldes wurden gerichtlich bestätigt. 
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5.7. Bescheide nach § 9 Abs. 8 WTG 

Anzahl der im Berichtszeitraum erlassenen Bestellungen einer/eines 
Bewohnerfürsprecherin/s in stationären Einrichtungen 53 

5.8. Zuordnungsprüfungen nach § 19 WTG 

Anzahl der Zuordnungsprüfungen im Berichtzeitraum 6 

In sechs Fällen wurden im Hinblick auf eine potentiell notwendige Zuordnungsprüfung nach § 19 WTG 
Vorermittlungen zu den rechtlichen Rahmenbedingungen der Wohnform getätigt. Da sich aus diesen 
Ermittlungen keine Hinweise auf die Änderung der Art der Wohnform ergaben, waren 
Feststellungsbescheide nicht erforderlich. 

6. Ausblick

Durch die steigende Bevölkerung in Berlin als wachsende Stadt und den demographischen Wandel 
wird die Anzahl der pflegebedürftigen Menschen sowie der Menschen mit Behinderungen weiter 
zunehmen. Neben der quantitativen Zunahme der Aufgaben – insbesondere der 
Beschwerdebearbeitung - ist auch eine qualitative Steigerung des Arbeitsaufwandes für die 
Heimaufsicht zu verzeichnen. So ist davon auszugehen, dass unter anderem die Komplexität der 
Beratungen weiter zunimmt. 

Auf die in 2017 vom Rechnungshof veröffentlichten Kritikpunkte und Erwartungen hat die 
Heimaufsicht umgehend und umfassend reagiert. So hat sie sich im Januar 2018 mit der Fachaufsicht 
der Senatsverwaltung für Gesundheit, Pflege und Gleichstellung auf zentrale kurz-, mittel- und 
langfristigen Maßnahmen verständigt: 

Bisher werden entsprechend der WTG-Prüfrichtlinien bei jeder Regelprüfung stationärer 
Pflegeeinrichtungen bestimmte Kapitel immer abgefragt. Hinzu kommen bei jeder Regelprüfung 
mindestens zwei weitere, nach pflichtgemäßem Ermessen auszuwählende Kapitel aus dem 
Fragenkatalog. 

Seit Frühjahr 2018 werden in jeder stationären Pflegeeinrichtung (ausgenommen Hospize) innerhalb 
von fünf bzw. sechs Jahren (je nach Einrichtungstyp) mindestens einmal bestimmte Kapitel 
unangemeldet geprüft. Zusätzlich werden anlassbezogen weitere unangemeldete Prüfungen in 
stationären Pflegeeinrichtungen durchgeführt. Ferner erfolgt mindestens eine themenbezogene 
Schwerpunkt-prüfung pro Jahr gleichzeitig in mehreren stationären Pflegeeinrichtungen 
unangemeldet. 

Durch diese Maßnahmen wird eine Erhöhung der unangemeldeten Regelprüfungen in 2018 auf ca. 20 
Prozent erwartet. Zusammen mit den durchzuführenden unangemeldeten anlassbezogenen 
Prüfungen kann im Jahr 2018 mit einer Quote unangemeldeter Prüfungen von über 30 Prozent 
ausgegangen werden. 
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Des Weiteren werden durch die Heimaufsicht die Prüfkapitel in Abstimmung mit der Fachaufsicht 
evaluiert, mit dem Ziel der Verschlankung und Anpassung an aktuelle Gegebenheiten, wie zum 
Beispiel der Entbürokratisierung in der Pflegedokumentation. 

Im nächsten Berichtzeitraum wird auch überprüft, ob Veränderungen bei den Zuständigkeiten 
erforderlich sind. Hierzu wird. u.a. von der internen Revision des LAGeSo eine Gefährdungs- und 
Risikoanalyse durchgeführt. Des Weiteren wird zur „natürlichen“ Rotation (Mitarbeiterabgänge/ 
-zugänge, Trägerwechsel, neue Träger, Einstellungen des Betriebes usw.) die Heimaufsicht eine
Aufstellung vornehmen.
Derzeit ist geplant, dass ab Herbst 2018 ein Wechsel der Aufgabengebiete bei vier Sachbearbeitungen
erfolgt. Für Anfang 2019 sind weitere Zuständigkeitswechsel geplant.

Diese strukturellen Veränderungen werden zusätzliche personelle Ressourcen sowohl konzeptionell 
als auch organisatorisch binden. 

Zudem sind für das erste Quartal in 2018 Abstimmungstermine mit der Senatsverwaltung für 
Integration, Arbeit und Soziales vereinbart, um ein Verfahren zu entwickeln, mit dem sich 
Personalberechnungen in stationären Einrichtungen der Eingliederungshilfe durchführen lassen. 

Im Jahr 2018 wird die Heimaufsicht um zwei Stellen aufgestockt. Davon ist eine für Prüf-und 
Beratungsangelegenheiten und eine speziell für bauliche Angelegenheiten nach der WTG-BauV 
vorgesehen.  

7. Anhang
7.1. Fundstellen
Die im vorliegenden Tätigkeitsbericht genannten Rechtsquellen können auf der nachstehenden 
Internetseite aufgerufen werden. (WTG, WTG-PersV, WTG-BauV, WTG-MitwirkV, WBVG)

https://www.berlin.de/lageso/soziales/heimaufsicht/ 

Auf dieser Seite befinden sich unter Downloads auch die erwähnten Prüfrichtlinien, 
Prüffragenkataloge sowie ein Link zu den Prüfberichten der Heimaufsicht. 

7.2.       Impressum 
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